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Entscheidungsdatum

29.03.2021
Norm

B-VG Art133 Abs4

VWGG 8§33

VWGVG §31 Abs1

WG 2001 824

. B-VG Art. 133 heute

—_

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giiltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VWGG 8 33 heute

2. VwGG § 33 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 2/2021

3. VwWGG 8§ 33 gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 33/2013

4. VwGG 8§ 33 gultig von 01.03.2013 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013

5. VwWGG 8§ 33 gultig von 01.07.2008 bis 28.02.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 4/2008

6. VWGG § 33 gliltig von 05.01.1985 bis 30.06.2008

1. VWGVG 8 31 heute

2. VWGVG § 31 glltig ab 01.09.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018

3. VWGVG § 31 glltig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017

4. VwWGVG § 31 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

1. WG 2001 8 24 heute

2. WG 2001 § 24 guiltig ab 01.09.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 77/2024

3. WG 2001 § 24 gultig von 01.12.2019 bis 31.08.2024 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 102/2019
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4. WG 2001 § 24 gultig von 01.01.2014 bis 30.11.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 181/2013
5. WG 2001 § 24 gultig von 01.09.2009 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 85/2009
6. WG 2001 § 24 gultig von 01.01.2008 bis 31.08.2009zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 58/2005
7. WG 2001 § 24 gultig von 01.12.2002 bis 31.12.2007 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 103/2002
8. WG 2001 § 24 giltig von 22.12.2001 bis 30.11.2002

Spruch
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W136 2234074-1/3E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Brigitte HABERMAYER-BINDER Uber die Beschwerde des
XXXX , geboren am XXXX , gegen den Einberufungsbefehl des Militdrkommandos Steiermark vom 16.07.2020, GZ
St/01/21/02/37, beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Brigitte HABERMAYER-
BINDER Uber die Beschwerde des romisch 40, geboren am rémisch 40, gegen den Einberufungsbefehl des
Militarkommandos Steiermark vom 16.07.2020, GZ St/01/21/02/37, beschlossen:

A) Die Beschwerde wird fur gegenstandslos erklart und das Verfahren gemaf38 31 VwGVG eingestellt.A) Die
Beschwerde wird fur gegenstandslos erklart und das Verfahren gemal3 Paragraph 31, VwGVG eingestellt.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigB) Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

Begrindung:, Begrindung:
I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt

1. Dem Beschwerdeflhrer (im Folgenden BF) wurde am 17.07.2020 ein Einberufungsbefehl zur Leistung des
Grundwehrdienstes mit Dienstbeginn 01.12.2020 rechtswirksam zugestellt.

2. Dagegen erhob der BF rechtzeitig ,Einspruch” und brachte vor, er lehne den Wehrdienst aus Gewissengriinden ab
und wolle seinen Zivildienst bei Roten Kreuz ableisten, weshalb er eine Zivildiensterklarung eingebracht habe.

3. Mit Note vom 14.08.2020 legte die belangte Behdrde die verfahrensgegenstandliche Beschwerde samt dem
Verfahrensakt dem Bundesverwaltungsgericht vor und teilte mit, dass die Zivildiensterklarung des BF an die

Zivildienstserviceagentur weitergeleitet worden sei.

4. Uber Nachfrage des Bundesverwaltungsgerichtes teilte die belangte Behérde am 15.12.2020 mit, dass der BF den
Grundwehrdienst am 01.12.2020 angetreten habe.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen und Beweiswurdigung:

Die Feststellungen zum Verfahrensgang ergeben sich aus den vorliegenden Verwaltungsakten der belangten Behorde

und dem Parteienvorbringen.
2. Rechtliche Beurteilung:
Zu A)

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Gegenstandlich liegt mangels anderer gesetzlicher
Bestimmungen somit Einzelrichterzustandigkeit vor. GemaR § 31 Abs. 1 VWGVG erfolgen, soweit nicht ein Erkenntnis
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zu fallen ist, die Entscheidungen und Anordnungen des Verwaltungsgerichtes durch Beschluss. GemaR Paragraph 6,
BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen
die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Gegenstandlich liegt mangels anderer gesetzlicher Bestimmungen
somit Einzelrichterzustandigkeit vor. Gemald Paragraph 31, Absatz eins, VWGVG erfolgen, soweit nicht ein Erkenntnis
zu féllen ist, die Entscheidungen und Anordnungen des Verwaltungsgerichtes durch Beschluss.

Die Einstellung steht nach allgemeinem Verstandnis am Ende jener Verfahren, in denen ein Erledigungsanspruch nach
Beschwerdeeinbringung verloren geht. Neben dem Fall der Zurtickziehung der Beschwerde oder des Untergangs des
Beschwerdefuhrers kann analog zu 8 33 VwGG eine Einstellung auch bei Klaglosstellung des Beschwerdeflhrers
(Wegfall der Beschwer) in Betracht kommen. Dies grundsatzlich sowohl bei formeller Klaglosstellung als auch bei
materieller Klaglosstellung  wegen Wegfall des Rechtsschutzinteresses (vgl. Fister/Fuchs/Sachs,
Verwaltungsgerichtsverfahren (2013), § 28 VWGVG, Anm 5).Die Einstellung steht nach allgemeinem Verstandnis am
Ende jener Verfahren, in denen ein Erledigungsanspruch nach Beschwerdeeinbringung verloren geht. Neben dem Fall
der Zuruckziehung der Beschwerde oder des Untergangs des Beschwerdefiihrers kann analog zu Paragraph 33, VwWGG
eine Einstellung auch bei Klaglosstellung des Beschwerdeflhrers (Wegfall der Beschwer) in Betracht kommen. Dies
grundsatzlich sowohl bei formeller Klaglosstellung als auch bei materieller Klaglosstellung wegen Wegfall des
Rechtsschutzinteresses vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren (2013), Paragraph 28, VwWGVG,
Anmerkung 5).

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist gemaR§ 33 Abs. 1 VWGG eine Beschwerde mit
Beschluss fir gegenstandslos geworden zu erklaren, wenn in irgendeiner Lage des Verfahrens offenbar wird, dass der
Beschwerdefiihrer klaglos gestellt wurde. Gegenstandslosigkeit wird - neben formeller Klaglosstellung - angenommen,
wenn durch Anderung maRgeblicher Umstinde zeitlicher, sachlicher oder prozessualer Art das rechtliche Interesse des
Beschwerdefiihrers an der Entscheidung wegfallt. Dabei ist zu beachten, dass die gesetzlichen Bestimmungen Uber die
Verwaltungsgerichtsbarkeit einer Partei nicht den Anspruch auf die verwaltungsgerichtliche Feststellung der
GesetzmaRigkeit von Bescheiden an sich gewahren, sondern nur einen Anspruch auf Aufhebung gesetzwidriger
Bescheide, die in die Rechtssphare der Partei eingreifen (vgl. z.B. VwGH 13.12.2010, 2009/10/0050 mit Verweis auf
VwWGH 29.9.2010, 2008/10/0029; VwGH 5.11.2014, Ro 2014/10/0084).Nach der standigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ist gemald Paragraph 33, Absatz eins, VWGG eine Beschwerde mit Beschluss fur
gegenstandslos geworden zu erklaren, wenn in irgendeiner Lage des Verfahrens offenbar wird, dass der
Beschwerdefiihrer klaglos gestellt wurde. Gegenstandslosigkeit wird - neben formeller Klaglosstellung - angenommen,
wenn durch Anderung maRgeblicher Umstinde zeitlicher, sachlicher oder prozessualer Art das rechtliche Interesse des
Beschwerdefiihrers an der Entscheidung wegfallt. Dabei ist zu beachten, dass die gesetzlichen Bestimmungen Uber die
Verwaltungsgerichtsbarkeit einer Partei nicht den Anspruch auf die verwaltungsgerichtliche Feststellung der
GesetzmaRigkeit von Bescheiden an sich gewahren, sondern nur einen Anspruch auf Aufhebung gesetzwidriger
Bescheide, die in die Rechtssphare der Partei eingreifen vergleiche z.B. VWGH 13.12.2010, 2009/10/0050 mit Verweis
auf VwGH 29.9.2010, 2008/10/0029; VWGH 5.11.2014, Ro 2014/10/0084).

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. zuletzt VwGH vom 23.05.2013, ZI.
2013/11/0099) liegt der normative Gehalt eines Einberufungsbefehles in der Begrindung der Verpflichtung, den
Prasenzdienst (hier in Form des Grundwehrdienstes) zu einem bestimmten Zeitpunkt an einem bestimmten Ort
anzutreten.Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche zuletzt VwGH vom
23.05.2013, ZI.2013/11/0099) liegt der normative Gehalt eines Einberufungsbefehles in der Begrindung der
Verpflichtung, den Prasenzdienst (hier in Form des Grundwehrdienstes) zu einem bestimmten Zeitpunkt an einem
bestimmten Ort anzutreten.

Im Hinblick darauf, dass der BF jenem Einberufungsbefehl, gegen den er Beschwerde erhoben hat, Folge geleistet hat,
kame einer Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts Uber den hier angefochtenen Bescheid nur mehr
theoretische Bedeutung zu, weshalb ein weiteres Rechtsschutzinteresse des BF im vorliegenden Beschwerdeverfahren
nicht mehr gegeben ist und das Beschwerdeverfahren gemaR § 31 Abs. 1 VWGVG einzustellen ist. Im Ubrigen war eine
Rechtswidrigkeit des bekampften Bescheides auch nicht zu erkennen.Im Hinblick darauf, dass der BF jenem
Einberufungsbefehl, gegen den er Beschwerde erhoben hat, Folge geleistet hat, kdme einer Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts Uber den hier angefochtenen Bescheid nur mehr theoretische Bedeutung zu, weshalb ein
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weiteres Rechtsschutzinteresse des BF im vorliegenden Beschwerdeverfahren nicht mehr gegeben ist und das
Beschwerdeverfahren gemal Paragraph 31, Absatz eins, VWGVG einzustellen ist. Im Ubrigen war eine Rechtswidrigkeit

des bekampften Bescheides auch nicht zu erkennen.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf}
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begranden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine
sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemal3 Artikel
133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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